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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht die federführenden Ausschüsse, den 
Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten und den Entwicklungsausschuss, folgende 
Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Bezugsvermerk 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

unter Hinweis auf die Entschließung des 
Europäischen Parlaments vom 14. März 
2018 zu dem nächsten MFR: 
Vorbereitung des Standpunkts des 
Parlaments zum MFR nach 2020,

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Das allgemeine Ziel des 
Programms „Instrument für Nachbarschaft, 
Entwicklungszusammenarbeit und 
internationale Zusammenarbeit“ (im 
Folgenden „Instrument“) sollte darin 
bestehen, die Werte und Interessen der 
Union weltweit zu verteidigen und zu 
fördern, um die Ziele und Grundsätze des 
auswärtigen Handelns der Union, wie sie in 
Artikel 3 Absatz 5, Artikel 8 und 
Artikel 21 des Vertrags über die 
Europäische Union niedergelegt sind, zu 
verfolgen.

(1) Das allgemeine Ziel des 
Programms „Instrument für Nachbarschaft, 
Entwicklungszusammenarbeit und 
internationale Zusammenarbeit“ (im 
Folgenden „Instrument“) sollte darin 
bestehen, die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung zu fördern, zur Beseitigung 
von Armut beizutragen und die Werte und 
Interessen der Union weltweit zu 
verteidigen, um die Ziele und Grundsätze 
des auswärtigen Handelns der Union, wie 
sie in Artikel 3 Absatz 5, Artikel 8 und 
Artikel 21 des Vertrags über die 
Europäische Union niedergelegt sind, zu 
verfolgen.
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Nach Artikel 21 des Vertrags über 
die Europäische Union achtet die Union 
auf die Kohärenz zwischen den einzelnen 
Bereichen ihres auswärtigen Handelns 
sowie zwischen diesen und ihren übrigen 
Politikbereichen und setzt sich für ein 
hohes Maß an Zusammenarbeit auf allen 
Gebieten der internationalen Beziehungen 
ein. Die breite Palette von Maßnahmen, die 
durch diese Verordnung ermöglicht wird, 
sollte zur Verwirklichung der in diesem 
Artikel des Vertrags genannten Ziele 
beitragen.

(2) Nach Artikel 21 des Vertrags über 
die Europäische Union achtet die Union 
auf die Kohärenz zwischen den einzelnen 
Bereichen ihres auswärtigen Handelns 
sowie zwischen diesen und ihren übrigen 
Politikbereichen und insbesondere dem 
internationalen Handel und setzt sich für 
ein hohes Maß an Zusammenarbeit auf 
allen Gebieten der internationalen 
Beziehungen ein. Die breite Palette von 
Maßnahmen, die durch diese Verordnung 
ermöglicht wird, sollte zur Verwirklichung 
der in diesem Artikel des Vertrags 
genannten Ziele beitragen.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Die Handelspolitik der Union 
muss mit ihren anderen externen und 
internen Politikbereichen im Einklang 
stehen und den in den Verträgen 
verankerten Grundsatz der 
Politikkohärenz im Interesse der 
Entwicklung wahren, damit Transparenz, 
Stabilität und gerechtere 
Wettbewerbsbedingungen gewährleistet 
werden. Eine solidarische und gerechte 
Handelspolitik, die mit den Zielen für 
nachhaltige Entwicklung vereinbar ist 
und der Förderung der Menschenrechte 
dient, kann einen wichtigen Beitrag zur 
Beseitigung der Armut leisten.
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Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Dieses Instrument sieht 
Maßnahmen zur Unterstützung dieser Ziele 
und der Politik im Bereich des auswärtigen 
Handelns vor und baut auf den 
Maßnahmen auf, die zuvor im Rahmen der 
Verordnung (EU) Nr. 233/201446, des 
Internen Abkommens47 und der 
Durchführungsverordnung48 zum 
11. Europäischen Entwicklungsfonds 
(EEF), der Verordnung (EU) 
Nr. 232/201449, der Verordnung (EU) 
Nr. 230/201450, der Verordnung (EU) 
Nr. 235/201451, der Verordnung (EU) 
Nr. 234/201452, der Verordnung (Euratom) 
Nr. 237/201453, der Verordnung (EU) 
Nr. 236/201454, des Beschlusses 
Nr. 466/2014/EU, der Verordnung (EG, 
Euratom) Nr. 480/200955 und der 
Verordnung (EU) 2017/160156 unterstützt 
wurden.

(6) Dieses Instrument sieht 
Maßnahmen zur Unterstützung dieser Ziele 
und der Politik im Bereich des auswärtigen 
Handelns vor und baut auf den 
Maßnahmen auf, die zuvor im Rahmen der 
Verordnung (EU) Nr. 233/201446, des 
Internen Abkommens47 und der 
Durchführungsverordnung48 zum 
11. Europäischen Entwicklungsfonds 
(EEF), der Verordnung (EU) 
Nr. 232/201449, der Verordnung (EU) 
Nr. 230/201450, der Verordnung (EU) 
Nr. 235/201451, der Verordnung (EU) 
Nr. 234/201452, der Verordnung (Euratom) 
Nr. 237/201453, der Verordnung (EU) 
Nr. 236/201454, des Beschlusses 
Nr. 466/2014/EU, der Verordnung (EG, 
Euratom) Nr. 480/200955 und der 
Verordnung (EU) 2017/160156 unterstützt 
wurden. Diese vereinfachte und gestraffte 
Architektur der europäischen 
Finanzierungsinstrumente sollte den 
Zielen der zugrunde liegenden Politik der 
Union Rechnung tragen und für mehr 
Transparenz, Rechenschaftspflicht, 
Effizienz und Kohärenz sowie den 
flexiblen Einsatz von EU-Mitteln für 
auswärtiges Handeln sorgen.

_________________ _________________
46 Verordnung (EU) Nr. 233/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2014 zur Schaffung eines 
Finanzierungsinstruments für die 
Entwicklungszusammenarbeit für den 
Zeitraum 2014-2020 (ABl. L 77 vom 
15.3.2014, S. 44).

46 Verordnung (EU) Nr. 233/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2014 zur Schaffung eines 
Finanzierungsinstruments für die 
Entwicklungszusammenarbeit für den 
Zeitraum 2014-2020 (ABl. L 77 vom 
15.3.2014, S. 44).

47 Internes Abkommen zwischen den 
Vertretern der Regierungen der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
über die Finanzierung der im mehrjährigen 
Finanzrahmen für den Zeitraum 2014 bis 

47 Internes Abkommen zwischen den 
Vertretern der Regierungen der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
über die Finanzierung der im mehrjährigen 
Finanzrahmen für den Zeitraum 2014 bis 
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2020 vorgesehenen Hilfe der Europäischen 
Union im Rahmen des AKP-EU-
Partnerschaftsabkommens und über die 
Bereitstellung von finanzieller Hilfe für die 
überseeischen Länder und Gebiete, auf die 
der vierte Teil des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
Anwendung findet (ABl. L 210 vom 
6.8.2013, S. 1).

2020 vorgesehenen Hilfe der Europäischen 
Union im Rahmen des AKP-EU-
Partnerschaftsabkommens und über die 
Bereitstellung von finanzieller Hilfe für die 
überseeischen Länder und Gebiete, auf die 
der vierte Teil des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
Anwendung findet (ABl. L 210 vom 
6.8.2013, S. 1).

48 Verordnung (EU) 2015/322 des Rates 
vom 2. März 2015 über die Durchführung 
des 11. Europäischen Entwicklungsfonds 
(ABl. L 58 vom 3.3.2015, S. 1).

48 Verordnung (EU) 2015/322 des Rates 
vom 2. März 2015 über die Durchführung 
des 11. Europäischen Entwicklungsfonds 
(ABl. L 58 vom 3.3.2015, S. 1).

49 Verordnung (EU) Nr. 232/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2014 zur Schaffung eines 
Europäischen Nachbarschaftsinstruments 
(ABl. L 77 vom 15.3.2014, S. 27).

49 Verordnung (EU) Nr. 232/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2014 zur Schaffung eines 
Europäischen Nachbarschaftsinstruments 
(ABl. L 77 vom 15.3.2014, S. 27).

50 Verordnung (EU) Nr. 230/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2014 zur Schaffung eines 
Instruments, das zu Stabilität und Frieden 
beiträgt (ABl. L 77 vom 15.3.2014, S. 1).

50 Verordnung (EU) Nr. 230/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2014 zur Schaffung eines 
Instruments, das zu Stabilität und Frieden 
beiträgt (ABl. L 77 vom 15.3.2014, S. 1).

51 Verordnung (EU) Nr. 235/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2014 zur Schaffung eines 
Finanzierungsinstruments für weltweite 
Demokratie und Menschenrechte (ABl. 
L 77 vom 15.3.2014, S. 85).

51 Verordnung (EU) Nr. 235/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2014 zur Schaffung eines 
Finanzierungsinstruments für weltweite 
Demokratie und Menschenrechte (ABl. 
L 77 vom 15.3.2014, S. 85).

52 Verordnung (EU) Nr. 234/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2014 zur Schaffung eines 
Partnerschaftsinstruments für die 
Zusammenarbeit mit Drittstaaten (ABl. 
L 77 vom 15.3.2014, S. 77).

52 Verordnung (EU) Nr. 234/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2014 zur Schaffung eines 
Partnerschaftsinstruments für die 
Zusammenarbeit mit Drittstaaten (ABl. 
L 77 vom 15.3.2014, S. 77).

53 Verordnung (Euratom) Nr. 237/2014 des 
Rates vom 13. Dezember 2013 zur 
Schaffung eines Instruments für 
Zusammenarbeit im Bereich der nuklearen 
Sicherheit (ABl. L 77 vom 15.3.2014, 
S. 109).

53 Verordnung (Euratom) Nr. 237/2014 des 
Rates vom 13. Dezember 2013 zur 
Schaffung eines Instruments für 
Zusammenarbeit im Bereich der nuklearen 
Sicherheit (ABl. L 77 vom 15.3.2014, 
S. 109).

54 Verordnung (EU) Nr. 236/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften und 
Verfahren für die Anwendung der 
Instrumente der Union im Bereich des 

54 Verordnung (EU) Nr. 236/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung gemeinsamer Vorschriften und 
Verfahren für die Anwendung der 
Instrumente der Union im Bereich des 
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auswärtigen Handelns (ABl. L 77 vom 
15.3.2014, S. 95).

auswärtigen Handelns (ABl. L 77 vom 
15.3.2014, S. 95).

55 Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 480/2009 des Rates vom 25. Mai 2009 
zur Einrichtung eines Garantiefonds für 
Maßnahmen im Zusammenhang mit den 
Außenbeziehungen (ABl. L 145 vom 
10.6.2009, S. 10).

55 Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 480/2009 des Rates vom 25. Mai 2009 
zur Einrichtung eines Garantiefonds für 
Maßnahmen im Zusammenhang mit den 
Außenbeziehungen (ABl. L 145 vom 
10.6.2009, S. 10).

56 Verordnung (EU) 2017/1601 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. September 2017 zur Einrichtung 
des Europäischen Fonds für nachhaltige 
Entwicklung (EFSD), der EFSD-Garantie 
und des EFSD-Garantiefonds.

56 Verordnung (EU) 2017/1601 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. September 2017 zur Einrichtung 
des Europäischen Fonds für nachhaltige 
Entwicklung (EFSD), der EFSD-Garantie 
und des EFSD-Garantiefonds.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Der globale Handlungskontext ist 
gekennzeichnet durch die Bemühungen um 
eine auf Regeln beruhende Weltordnung, 
deren Grundprinzip der Multilateralismus 
ist und in deren Mittelpunkt die Vereinten 
Nationen stehen. Die Agenda 2030 bildet 
zusammen mit dem Pariser 
Klimaschutzübereinkommen57 und der 
Aktionsagenda von Addis Abeba58 die 
Reaktion der internationalen Gemeinschaft 
auf die globalen Herausforderungen und 
Tendenzen in Bezug auf die nachhaltige 
Entwicklung. Die Agenda 2030, in deren 
Mittelpunkt die Ziele für nachhaltige 
Entwicklung stehen, ist ein transformativer 
Rahmen für die Beseitigung der Armut und 
die Verwirklichung einer weltweit 
nachhaltigen Entwicklung. Sie hat 
universelle Geltung und bietet einen 
umfassenden gemeinsamen 
Handlungsrahmen, der für die Union, ihre 
Mitgliedstaaten und ihre Partner 
maßgeblich ist. Sie berücksichtigt in 
ausgewogener Weise die wirtschaftliche, 
soziale und ökologische Dimension der 

(7) Der globale Handlungskontext ist 
gekennzeichnet durch die Bemühungen um 
eine regel- und wertebasierte 
Weltordnung, deren Grundprinzip der 
Multilateralismus ist und in deren 
Mittelpunkt die Vereinten Nationen stehen. 
Die Agenda 2030 bildet zusammen mit 
dem Pariser Klimaschutzübereinkommen57 
und der Aktionsagenda von Addis Abeba58 
die Reaktion der internationalen 
Gemeinschaft auf die globalen 
Herausforderungen und Tendenzen in 
Bezug auf die nachhaltige Entwicklung. 
Die Agenda 2030, in deren Mittelpunkt die 
Ziele für nachhaltige Entwicklung stehen, 
ist ein transformativer Rahmen für die 
Beseitigung der Armut und die 
Verwirklichung einer weltweit 
nachhaltigen Entwicklung. Sie hat 
universelle Geltung und bietet einen 
umfassenden gemeinsamen 
Handlungsrahmen, der für die Union, ihre 
Mitgliedstaaten und ihre Partner 
maßgeblich ist. Sie berücksichtigt in 
ausgewogener Weise die wirtschaftliche, 
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nachhaltigen Entwicklung und trägt dabei 
den grundlegenden Zusammenhängen 
zwischen ihren Zielen und Zielvorgaben 
Rechnung. Die Agenda 2030 zielt darauf 
ab, niemanden zurückzulassen. Die 
Umsetzung der Agenda 2030 wird eng mit 
den anderen einschlägigen internationalen 
Verpflichtungen der Union abgestimmt. 
Bei den Maßnahmen im Rahmen dieser 
Verordnung sollte besonderes Augenmerk 
auf die Zusammenhänge zwischen den 
Zielen für nachhaltige Entwicklung sowie 
auf integrierte Maßnahmen, mit denen sich 
positive Nebeneffekte und in kohärenter 
Weise mehrere Ziele zugleich erreichen 
lassen, gelegt werden.

soziale und ökologische Dimension der 
nachhaltigen Entwicklung und trägt dabei 
den grundlegenden Zusammenhängen 
zwischen ihren Zielen und Zielvorgaben 
Rechnung. Die Agenda 2030 zielt darauf 
ab, niemanden zurückzulassen. Die 
Umsetzung der Agenda 2030 wird eng mit 
den anderen einschlägigen internationalen 
Verpflichtungen der Union abgestimmt. 
Bei den Maßnahmen im Rahmen dieser 
Verordnung sollte besonderes Augenmerk 
auf die Zusammenhänge zwischen den 
Zielen für nachhaltige Entwicklung sowie 
auf integrierte Maßnahmen, mit denen sich 
positive Nebeneffekte und in kohärenter 
Weise mehrere Ziele zugleich erreichen 
lassen, gelegt werden.

__________________ __________________
57 Am 22. April 2016 in New York 
unterzeichnet.

57 Am 22. April 2016 in New York 
unterzeichnet.

58 „Aktionsagenda von Addis Abeba der 
dritten Internationalen Konferenz über 
Entwicklungsfinanzierung“, am 16. Juni 
2015 angenommen und am 27. Juli 2015 
von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen gebilligt 
(A/RES/69/313).

58 „Aktionsagenda von Addis Abeba der 
dritten Internationalen Konferenz über 
Entwicklungsfinanzierung“, am 16. Juni 
2015 angenommen und am 27. Juli 2015 
von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen gebilligt 
(A/RES/69/313).

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Die Union bekräftigt ihr 
uneingeschränktes Engagement für den 
dauerhaften Wert des Multilateralismus 
und fordert eine Handelsagenda, die auf 
einem freien, fairen und regelgestützten 
Handel zum Nutzen aller beruht und in 
deren Rahmen die Agenda für 
nachhaltige Entwicklung unterstützt wird, 
indem soziale Rechte sowie Umwelt- und 
Menschenrechte einbezogen werden und 
dafür gesorgt wird, dass multilateral 
vereinbarte und einheitliche Regeln 
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unterschiedslos für alle gelten. Angesichts 
der jüngsten internationalen 
Entwicklungen ist es mittlerweile 
dringlich geworden, die Modernisierung 
der WTO in Angriff zu nehmen und 
diverse Aspekte der Arbeitsweise der WTO 
einer grundlegenden Überprüfung zu 
unterziehen, um im Zuge dessen sowohl 
ihre Wirksamkeit als auch ihre 
Legitimität zu steigern.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Die Durchführung dieser 
Verordnung sollte an den fünf Prioritäten 
der am 19. Juni 2016 vorgelegten Globalen 
Strategie für die Außen- und 
Sicherheitspolitik der Europäischen Union 
(im Folgenden „Globale Strategie“) 
ausgerichtet sein, die die gemeinsame 
Vision der Union darstellt und den Rahmen 
für ein geeintes und verantwortungsvolles 
außenpolitisches Engagement in 
Partnerschaft mit anderen bildet, mit dem 
Ziel, die Werte und Interessen der Union 
voranzubringen. Die Union sollte 
Partnerschaften stärken und den 
Politikdialog und kollektive Reaktionen 
auf globale Herausforderungen fördern. Ihr 
Handeln sollte dazu beitragen, die 
Interessen und Werte der Union in all ihren 
Aspekten zu unterstützen, wozu unter 
anderem gehört, den Frieden zu erhalten, 
Konflikte zu verhüten, die internationale 
Sicherheit zu stärken, die Ursachen von 
irregulärer Migration zu bekämpfen und 
Völkern, Ländern und Regionen, die von 
Naturkatastrophen oder von vom 
Menschen verursachten Katastrophen 
betroffen sind, zu helfen, Handelspolitik, 
Wirtschaftsdiplomatie und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zu unterstützen, digitale 
Lösungen und Technologien zu fördern 

(8) Die Anwendung dieser Verordnung 
sollte auf den fünf Prioritäten der am 19. 
Juni 2016 vorgelegten Globalen Strategie 
für die Außen- und Sicherheitspolitik der 
Europäischen Union (im Folgenden 
„Globale Strategie“) beruhen, die die 
gemeinsame Vision der Union darstellt und 
den Rahmen für ein geeintes und 
verantwortungsvolles außenpolitisches 
Engagement in Partnerschaft mit anderen 
bildet, mit dem Ziel, die Werte und 
Interessen der Union voranzubringen. Die 
Union sollte Partnerschaften stärken und 
den Politikdialog und kollektive 
Reaktionen auf globale Herausforderungen 
fördern. Ihr Handeln sollte dazu beitragen, 
die Interessen und Werte der Union in all 
ihren Aspekten zu unterstützen, wozu unter 
anderem gehört, die Demokratie und 
Menschenrechte zu fördern, den Frieden 
zu erhalten, Konflikte zu verhüten, 
Vermittlung und Wiederaufbau nach 
Konflikten zu betreiben, wozu auch die 
Förderung der Rolle der Frau in allen 
Phasen zählt, die internationale Sicherheit 
zu stärken, bei den Ursachen von 
Zwangsmigration und Flucht und 
Vertreibung anzusetzen und Völkern, 
Ländern und Regionen, die von 
Naturkatastrophen oder von vom 
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und die internationale Dimension der 
Politikbereiche der Union zu stärken. Bei 
der Förderung ihrer Interessen sollte die 
Union die Grundsätze der Achtung hoher 
Sozial- und Umweltstandards, der 
Rechtsstaatlichkeit, des Völkerrechts und 
der Menschenrechte wahren und fördern.

Menschen verursachten Katastrophen 
betroffen sind, zu helfen, 
Wirtschaftsreformen zu fördern, die 
Bedingungen für die Schaffung eines 
internationalen Rechtsrahmens für den 
Schutz von Personen herzustellen, die 
aufgrund des Klimawandels vertrieben 
werden, eine faire, nachhaltige sowie 
regel- und wertebasierte Handelspolitik 
als Instrument zur Entwicklung und 
Einführung von Verbesserungen bei der 
Rechtsstaatlichkeit und den 
Menschenrechten, einschließlich der 
Förderung eines weltweiten Verbots des 
Handels mit Gütern, die zu Folterzwecken 
und zur Vollstreckung der Todesstrafe 
verwendet werden, sowie 
Wirtschaftsdiplomatie und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zu unterstützen, digitale 
Lösungen und Technologien zu fördern, 
Maßnahmen gegen die weltweiten 
Bedrohungen der öffentlichen Gesundheit 
zu ergreifen und die internationale 
Dimension der Politikbereiche der Union 
zu stärken. Bei der Förderung ihrer 
Interessen sollte die Union die Grundsätze 
der Achtung hoher Sozial-, Arbeits- und 
Umweltstandards – auch im Hinblick auf 
den Klimawandel –, der 
Rechtsstaatlichkeit und des Völkerrechts –
 u. a. im Hinblick auf humanitäre und 
internationale Menschenrechtsnormen – 
wahren und fördern.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Der neue Europäische Konsens 
über die Entwicklungspolitik (im 
Folgenden „Konsens“)60, der am 7. Juni 
2017 unterzeichnet wurde, bietet einen 
Rahmen für ein gemeinsames Konzept im 
Bereich der Entwicklungszusammenarbeit 
der Union und ihrer Mitgliedstaaten, um 

(9) Der neue Europäische Konsens 
über die Entwicklungspolitik (im 
Folgenden „Konsens“)60, der am 7. Juni 
2017 unterzeichnet wurde, bietet einen 
Rahmen für ein gemeinsames Konzept im 
Bereich der Entwicklungszusammenarbeit 
der Union und ihrer Mitgliedstaaten, um 
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die Agenda 2030 und die Aktionsagenda 
von Addis Abeba umzusetzen. Im 
Mittelpunkt der Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit stehen die 
Beseitigung der Armut, die Bekämpfung 
von Diskriminierung und Ungleichheiten, 
der Grundsatz, niemanden zurückzulassen, 
sowie die Stärkung der Resilienz.

die Agenda 2030 und die Aktionsagenda 
von Addis Abeba mit dem Ziel 
umzusetzen, eine nachhaltige 
Entwicklung zu etablieren und den 
Wandel durch Betonung von 
Querschnittfragen der 
Entwicklungspolitik wie etwa die 
Gleichstellung der Geschlechter, Jugend, 
Investitionen und Handel, nachhaltige 
Energie und Klimaschutz, gute 
Regierungsführung, Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte 
sowie Migration und Mobilität zu 
beschleunigen, um so unter Einbeziehung 
aller externen Politikbereiche der Union, 
einschließlich der gemeinsamen 
Handelspolitik, zu den in der 
Agenda 2030 der Vereinten Nationen für 
nachhaltige Entwicklung festgelegten 
Zielen beizutragen. Im Mittelpunkt der 
Politik der Entwicklungszusammenarbeit 
stehen die Beseitigung der Armut, die 
Bekämpfung von Diskriminierung und 
Ungleichheiten, der Grundsatz, niemanden 
zurückzulassen, sowie die Stärkung der 
Resilienz.

_________________ _________________
60 „Der neue Europäischen Konsens über 
die Entwicklungspolitik: Unsere Welt, 
unsere Würde, unsere Zukunft“, 
Gemeinsame Erklärung des Rates und der 
im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten, des 
Europäischen Parlaments und der 
Europäischen Kommission vom 8. Juni 
2017.

60 „Der neue Europäischen Konsens über 
die Entwicklungspolitik: Unsere Welt, 
unsere Würde, unsere Zukunft“, 
Gemeinsame Erklärung des Rates und der 
im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten, des 
Europäischen Parlaments und der 
Europäischen Kommission vom 8. Juni 
2017.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Ziele der 2015 überarbeiteten 
Europäischen Nachbarschaftspolitik62 sind 
nach Maßgabe der wichtigsten politischen 

(19) Ziele der 2015 überarbeiteten 
Europäischen Nachbarschaftspolitik62 sind 
nach Maßgabe der wichtigsten politischen 
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Prioritäten der Union die Stabilisierung der 
Nachbarländer und die Stärkung der 
Resilienz, insbesondere durch die 
Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Damit die überarbeitete 
Europäische Nachbarschaftspolitik ihr Ziel 
erreichen kann, wurde sie auf vier 
prioritäre Bereiche ausgerichtet: erstens 
gute Regierungsführung, Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, 
mit einem besonderen Schwerpunkt auf 
dem Ausbau der Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft, zweitens wirtschaftliche 
Entwicklung, drittens Sicherheit, viertens 
Migration und Mobilität, einschließlich 
Bekämpfung der Ursachen von irregulärer 
Migration und Flucht und Vertreibung. 
Differenzierung und mehr gemeinsame 
Verantwortung sind die wesentlichen 
Merkmale der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik, die unterschiedliche 
Grade an Zusammenarbeit anerkennt und 
den Interessen der einzelnen Länder im 
Hinblick auf den Charakter und die 
Ausrichtung ihrer Partnerschaft mit der 
Union Rechnung trägt.

Prioritäten der Union die Stabilisierung der 
Nachbarländer und die Stärkung der 
Resilienz, insbesondere durch die 
Förderung der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Damit die überarbeitete 
Europäische Nachbarschaftspolitik ihr Ziel 
erreichen kann, wurde sie auf vier 
prioritäre Bereiche ausgerichtet: erstens 
gute Regierungsführung, Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, 
mit einem besonderen Schwerpunkt auf 
dem Ausbau der Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft, zweitens wirtschaftliche 
Entwicklung, drittens Sicherheit, viertens 
Migration und Mobilität, einschließlich 
Bekämpfung der Ursachen von 
Zwangsmigration und Flucht und 
Vertreibung. Differenzierung und mehr 
gemeinsame Verantwortung sind die 
wesentlichen Merkmale der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik, die unterschiedliche 
Grade an Zusammenarbeit anerkennt und 
den Interessen der einzelnen Länder im 
Hinblick auf den Charakter und die 
Ausrichtung ihrer Partnerschaft mit der 
Union Rechnung trägt. Im Rahmen der 
Nachbarschaftspolitik hat die Union mit 
mehreren Partnerländern der 
Nachbarschaft Verhandlungen über 
ehrgeizige, umfassende und vertiefte 
Freihandelsabkommen aufgenommen 
bzw. diese abgeschlossen. Diese 
Abkommen zielen nicht nur auf die 
Verbesserung des Marktzugangs und die 
Förderung des Investitionsklimas ab, 
sondern tragen auch zu den allgemeinen 
Zielen der Nachbarschaftspolitik wie 
einer nachhaltigen, integrativen und für 
alle Seiten vorteilhaften wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Entwicklung bei. 
Die Zivilgesellschaft in jedem der 
Partnerländer und der Union, die 
nationalen Parlamente und das 
Europäische Parlament sollten in den 
Verhandlungsprozess und in die 
Überwachung der Durchführung dieser 
Abkommen einbezogen werden. Diese 
Verordnung sollte daher die Aushandlung 
dieser Abkommen und die 
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ordnungsgemäße Umsetzung der 
geschlossenen Abkommen unterstützen.

_________________ _________________
62 Gemeinsame Mitteilung an das 
Europäische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen „Überprüfung der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik“ vom 18. November 
2015.

62 Gemeinsame Mitteilung an das 
Europäische Parlament, den Rat, den 
Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen „Überprüfung der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik“ vom 18. November 
2015.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 20 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(20a) Im Sinne der Übereinstimmung 
und wechselseitigen Synergien zwischen 
der Handelspolitik der EU und den 
Entwicklungszielen und -maßnahmen 
sollte die vorliegende Verordnung auch zu 
den handelsbezogenen Aspekten der 
Außenbeziehungen der Union beitragen, 
wobei hierzu unter anderem die 
Zusammenarbeit mit Drittländern im 
Bereich der Sorgfaltspflichten in der 
Lieferkette für Zinn, Tantal und Gold und 
der Kimberley-Prozess, der 
Nachhaltigkeitspakt, die Umsetzung der 
Verpflichtungen gemäß der Verordnung 
(EU) Nr. 978/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates1a (APS-
Verordnung), die Zusammenarbeit im 
Rahmen der Rechtsdurchsetzung, der 
Politikgestaltung und des Handels im 
Forstsektor (FLEGT) sowie die Initiativen 
für Handelshilfe gehören.
_________________

1a Verordnung (EU) Nr. 978/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 25. Oktober 2012 über ein Schema 
allgemeiner Zollpräferenzen und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 732/2008 des Rates (ABl. L 303 vom 



PE629.557v05-00 14/33 AD\1176749DE.docx

DE

31.10.2012, S. 1).

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29) Es ist von entscheidender 
Bedeutung, die Zusammenarbeit mit den 
Partnerländern im Bereich der Migration 
weiter zu intensivieren, die Vorteile einer 
gut gesteuerten und regulären Migration zu 
nutzen und die irreguläre Migration 
wirksam zu bekämpfen. Diese 
Zusammenarbeit sollte auf der Grundlage 
der gegenseitigen Rechenschaftspflicht und 
der uneingeschränkten Achtung der 
humanitären Verpflichtungen und der 
Menschenrechtsverpflichtungen einen 
Beitrag zur Gewährleistung des Zugangs 
zu internationalem Schutz, zur 
Bekämpfung der Ursachen der irregulären 
Migration, zur Verbesserung des 
Grenzmanagements und zur Fortsetzung 
der Anstrengungen im Kampf gegen 
irreguläre Migration, Menschenhandel und 
Schleuserkriminalität sowie gegebenenfalls 
zu den Bemühungen in den Bereichen 
Rückkehr, Rückübernahme und 
Wiedereingliederung leisten. Ein integraler 
Bestandteil der allgemeinen Grundsätze 
dieser Verordnung sollte daher sein, dass 
Drittländer mit der Union in diesem 
Bereich wirksam zusammenarbeiten. Eine 
größere Kohärenz zwischen der 
Migrationspolitik und der Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit ist wichtig, 
um sicherzustellen, dass die 
Entwicklungshilfe die Partnerländer bei der 
wirksameren Steuerung der Migration 
unterstützt. Diese Verordnung sollte zu 
einem koordinierten, ganzheitlichen und 
strukturierten Migrationskonzept beitragen, 
das die Synergien maximiert und die 
erforderliche Hebelwirkung entfaltet.

(29) Es ist von entscheidender 
Bedeutung, die Zusammenarbeit mit den 
Partnerländern im Bereich der Migration 
weiter zu intensivieren, die Vorteile einer 
gut gesteuerten und regulären Migration zu 
nutzen und die irreguläre Migration 
wirksam zu bekämpfen. Diese 
Zusammenarbeit sollte auf der Grundlage 
der gegenseitigen Rechenschaftspflicht und 
der uneingeschränkten Achtung der 
humanitären Verpflichtungen und der 
Menschenrechtsverpflichtungen einen 
Beitrag zur Sicherstellung des Zugangs zu 
internationalem Schutz, zur Bekämpfung 
der Ursachen von Zwangsmigration und 
Flucht und Vertreibung, zur Verbesserung 
des Grenzmanagements und zur 
Fortsetzung der Anstrengungen im Kampf 
gegen irreguläre Migration, 
Menschenhandel und Schleuserkriminalität 
sowie gegebenenfalls zu den Bemühungen 
in den Bereichen Rückkehr, 
Rückübernahme und Wiedereingliederung 
leisten. Ein integraler Bestandteil der 
allgemeinen Grundsätze dieser Verordnung 
sollte daher sein, dass Drittländer mit der 
Union in diesem Bereich wirksam 
zusammenarbeiten. Eine größere Kohärenz 
zwischen der Migrationspolitik und der 
Politik der Entwicklungszusammenarbeit 
ist wichtig, um sicherzustellen, dass die 
Entwicklungshilfe die Partnerländer bei der 
wirksameren Steuerung der Migration 
unterstützt. Diese Verordnung sollte zu 
einem koordinierten, ganzheitlichen und 
strukturierten Migrationskonzept beitragen, 
das die Synergien maximiert und die 
erforderliche Hebelwirkung entfaltet.
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(Diese Änderung betrifft den gesamten 
Text.)

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 34

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Der EFSD+ sollte darauf abzielen, 
Investitionen als Mittel zur Verwirklichung 
der Ziele für nachhaltige Entwicklung zu 
unterstützen, indem in Einklang mit den 
einschlägigen indikativen 
Programmplanungsdokumenten eine 
nachhaltige und inklusive wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung sowie die 
sozioökonomische Resilienz in den 
Partnerländern gefördert werden, unter 
besonderer Berücksichtigung folgender 
Aspekte: Beseitigung der Armut, 
nachhaltiges und inklusives Wachstum, 
Schaffung menschenwürdiger 
Arbeitsplätze und wirtschaftlicher 
Chancen, Förderung von Kompetenzen und 
unternehmerischer Initiative, der 
sozioökonomischen Sektoren, der 
Kleinstunternehmen und kleinen und 
mittleren Unternehmen sowie Bekämpfung 
spezifischer sozioökonomischer Ursachen 
der irregulären Migration. Besondere 
Aufmerksamkeit sollte Ländern gelten, die 
von einer fragilen Situation oder einem 
Konflikt betroffen sind, den am wenigsten 
entwickelten Ländern und den 
hochverschuldeten armen Ländern.

(34) Der EFSD+ sollte darauf abzielen, 
Investitionen als Mittel zur Verwirklichung 
der Ziele für nachhaltige Entwicklung zu 
unterstützen, indem in Einklang mit den 
einschlägigen indikativen 
Programmplanungsdokumenten eine 
nachhaltige und inklusive wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung sowie die 
sozioökonomische Resilienz in den 
Partnerländern gefördert werden, unter 
besonderer Berücksichtigung folgender 
Aspekte: Beseitigung der Armut, 
nachhaltiges und inklusives Wachstum, 
Schaffung menschenwürdiger 
Arbeitsplätze und wirtschaftlicher Chancen 
insbesondere für Frauen und junge 
Menschen, Förderung von Kompetenzen 
und unternehmerischer Initiative, der 
sozioökonomischen Sektoren, der 
Kleinstunternehmen und kleinen und 
mittleren Unternehmen sowie Bekämpfung 
spezifischer sozioökonomischer Ursachen 
der irregulären Migration. Besondere 
Aufmerksamkeit sollte Ländern gelten, die 
von einer fragilen Situation oder einem 
Konflikt betroffen sind, den am wenigsten 
entwickelten Ländern und den 
hochverschuldeten armen Ländern.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 36

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36) Die Garantie für Außenmaßnahmen (36) Die Garantie für Außenmaßnahmen 
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sollte auf der Grundlage der bestehenden 
EFSD-Garantie und des bestehenden 
Garantiefonds für Maßnahmen im 
Zusammenhang mit den 
Außenbeziehungen eingerichtet werden. 
Mit der Garantie für Außenmaßnahmen 
sollten durch Haushaltsgarantien 
abgedeckte EFSD+-Maßnahmen, 
Makrofinanzhilfen und Darlehen an 
Drittländer auf der Grundlage des 
Beschlusses 77/270/Euratom des Rates71 
unterstützt werden. Diese Maßnahmen 
sollten durch Mittel im Rahmen der 
vorliegenden Verordnung in Verbindung 
mit Mitteln im Rahmen der Verordnung 
(EU) Nr…/... (IPA III) und der Verordnung 
(EU) Nr. …/… (EINS) unterstützt werden, 
die auch die Dotierung und 
Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit 
Makrofinanzhilfe-Darlehen bzw. die in 
Artikel 10 Absatz 2 der EINS-Verordnung 
genannten Darlehen für Drittländer 
abdecken sollten. Bei der Finanzierung von 
EFSD+-Maßnahmen sollten Maßnahmen 
Priorität erhalten, die große Wirkung 
hinsichtlich der Schaffung von 
Arbeitsplätzen haben und deren Kosten-
Nutzen-Verhältnis die Nachhaltigkeit der 
Investitionen verbessert. Für die durch die 
Garantie für Außenmaßnahmen 
unterstützten Maßnahmen sollte 
gegebenenfalls – und in Einklang mit den 
Anforderungen an eine „bessere 
Rechtsetzung“ – eine umfassende Ex-ante-
Bewertung der ökologischen, finanziellen 
und sozialen Aspekte durchgeführt werden. 
Die Garantie für Außenmaßnahmen sollte 
nicht für die Erbringung grundlegender 
öffentlicher Dienstleistungen verwendet 
werden, für die weiterhin die Regierungen 
die Verantwortung tragen.

sollte auf der Grundlage der bestehenden 
EFSD-Garantie und des bestehenden 
Garantiefonds für Maßnahmen im 
Zusammenhang mit den 
Außenbeziehungen eingerichtet werden. 
Mit der Garantie für Außenmaßnahmen 
sollten durch Haushaltsgarantien 
abgedeckte EFSD+-Maßnahmen, 
Makrofinanzhilfen und Darlehen an 
Drittländer auf der Grundlage des 
Beschlusses 77/270/Euratom des Rates71 
unterstützt werden. Diese Maßnahmen 
sollten durch Mittel im Rahmen der 
vorliegenden Verordnung in Verbindung 
mit Mitteln im Rahmen der Verordnung 
(EU) Nr…/... (IPA III) und der Verordnung 
(EU) Nr. …/… (EINS) unterstützt werden, 
die auch die Dotierung und 
Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit 
Makrofinanzhilfe-Darlehen bzw. die in 
Artikel 10 Absatz 2 der EINS-Verordnung 
genannten Darlehen für Drittländer 
abdecken sollten. Bei der Finanzierung von 
EFSD+-Maßnahmen sollten Maßnahmen 
Priorität erhalten, die große Wirkung 
hinsichtlich der Schaffung 
menschenwürdiger Arbeitsplätze haben 
und deren Kosten-Nutzen-Verhältnis die 
Nachhaltigkeit der Investitionen verbessert. 
Für die durch die Garantie für 
Außenmaßnahmen unterstützten 
Maßnahmen sollte gegebenenfalls – und in 
Einklang mit den Anforderungen an eine 
„bessere Rechtsetzung“ – eine umfassende 
Ex-ante-Bewertung der ökologischen, 
finanziellen und sozialen Aspekte 
durchgeführt werden. Die Garantie für 
Außenmaßnahmen sollte nicht für die 
Erbringung grundlegender öffentlicher 
Dienstleistungen verwendet werden, für die 
weiterhin die Regierungen die 
Verantwortung tragen.

_________________ _________________
71 Beschluss 77/270/Euratom des Rates 
vom 29. März 1977 zur Ermächtigung der 
Kommission, im Hinblick auf einen 
Beitrag zur Finanzierung von 
Kernkraftanlagen Euratom-Anleihen 

71 Beschluss 77/270/Euratom des Rates 
vom 29. März 1977 zur Ermächtigung der 
Kommission, im Hinblick auf einen 
Beitrag zur Finanzierung von 
Kernkraftanlagen Euratom-Anleihen 
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aufzunehmen (ABl. L 88 vom 6.4.1977, 
S. 9).

aufzunehmen (ABl. L 88 vom 6.4.1977, 
S. 9).

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 37

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(37) Um für Flexibilität zu sorgen, die 
Attraktivität für den Privatsektor zu 
steigern und die Wirkung der Investitionen 
zu maximieren, sollte hinsichtlich der 
förderfähigen Gegenparteien eine 
Abweichung von den in der 
Haushaltsordnung festgelegten Regeln für 
die Haushaltsvollzugsarten des 
Unionshaushalts vorgesehen werden. Als 
förderfähige Gegenparteien könnten auch 
Einrichtungen, die nicht mit der 
Umsetzung einer öffentlich-privaten 
Partnerschaft betraut sind, und 
privatrechtliche Einrichtungen eines 
Partnerlands in Betracht kommen.

(37) Um für Flexibilität zu sorgen, die 
Attraktivität für den Privatsektor zu 
steigern, den fairen Wettbewerb zu 
fördern und die Wirkung der Investitionen 
zu maximieren, sollte hinsichtlich der 
förderfähigen Gegenparteien eine 
Abweichung von den in der 
Haushaltsordnung festgelegten Regeln für 
die Haushaltsvollzugsarten des 
Unionshaushalts vorgesehen werden. Als 
förderfähige Gegenparteien könnten auch 
Einrichtungen, die nicht mit der 
Umsetzung einer öffentlich-privaten 
Partnerschaft betraut sind, und 
privatrechtliche Einrichtungen eines 
Partnerlands in Betracht kommen.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Das allgemeine Ziel des 
Programms „Instrument für 
Nachbarschaft, 
Entwicklungszusammenarbeit und 
internationale Zusammenarbeit“ (im 
Folgenden „Instrument“) sollte darin 
bestehen, die Werte und Interessen der 
Union weltweit zu verteidigen und zu 
fördern, um die Ziele und Grundsätze des 
auswärtigen Handelns der Union, wie sie in 
Artikel 3 Absatz 5, Artikel 8 und 
Artikel 21 des Vertrags über die 
Europäische Union niedergelegt sind, zu 

1. Das allgemeine Ziel dieser 
Verordnung besteht darin, die Werte und 
Interessen der Union weltweit zu 
verteidigen und zu fördern, um die Ziele 
und Grundsätze des auswärtigen Handelns 
der Union, wie sie in Artikel 3 Absatz 5, 
Artikel 8 und Artikel 21 des Vertrags über 
die Europäische Union sowie in den 
Artikeln 11, 207 und 208 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union niedergelegt sind, zu verfolgen.
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verfolgen.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) die Unterstützung und Förderung 
des Dialogs und der Zusammenarbeit mit 
Drittländern und Regionen in der 
Nachbarschaft, in Subsahara-Afrika, in 
Asien und im pazifischen Raum, in Nord- 
und Südamerika und im karibischen Raum;

(a) die Unterstützung und Förderung 
des Dialogs und der Zusammenarbeit mit 
Drittländern und Regionen in der 
Nachbarschaft, in Subsahara-Afrika, in 
Asien und im pazifischen Raum, in Nord- 
und Südamerika und im karibischen Raum, 
wobei der Schwerpunkt auf einer 
nachhaltigen wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung sowie der 
Beseitigung von Armut liegen sollte;

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) auf globaler Ebene die Festigung 
und Unterstützung der Demokratie, der 
Rechtsstaatlichkeit und der 
Menschenrechte, die Unterstützung von 
Organisationen der Zivilgesellschaft, die 
Stärkung von Stabilität und Frieden und 
die Bewältigung sonstiger globaler 
Herausforderungen, einschließlich 
Migration und Mobilität;

(b) auf globaler Ebene die Festigung 
und Unterstützung der Demokratie, der 
Rechtsstaatlichkeit, der Menschenrechte 
und der nachhaltigen Entwicklung unter 
besonderer Berücksichtigung des regel- 
und wertebasierten internationalen 
Handels, die Beseitigung von Armut, die 
Förderung von Wirtschaftswachstum und 
die Förderung und Verteidigung des 
Multilateralismus, die Unterstützung von 
Organisationen der Zivilgesellschaft, die 
Stärkung von Stabilität und Frieden und 
die Bewältigung sonstiger globaler 
Herausforderungen, einschließlich 
Migration und Mobilität;



AD\1176749DE.docx 19/33 PE629.557v05-00

DE

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 7 Artikel 7

Politikrahmen Politikrahmen

Den übergeordneten Politikrahmen für die 
Durchführung dieser Verordnung bilden 
die Assoziierungsabkommen, die 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen, die multilateralen 
Übereinkommen und sonstigen 
Übereinkünfte, die eine rechtsverbindliche 
Beziehung zu den Partnerländern 
begründen, die einschlägigen 
Schlussfolgerungen des Europäischen 
Rates und Schlussfolgerungen des Rates, 
die Gipfelerklärungen oder 
Schlussfolgerungen der hochrangigen 
Tagungen mit den Partnerländern, die 
einschlägigen Entschließungen des 
Europäischen Parlaments, Mitteilungen der 
Kommission und gemeinsamen 
Mitteilungen der Kommission und des 
Hohen Vertreters der Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik.

Den übergeordneten Politikrahmen für die 
Durchführung dieser Verordnung bilden 
die Assoziierungsabkommen, die 
Partnerschafts-, Handels- und 
Kooperationsabkommen, die multilateralen 
Übereinkommen, sonstigen Übereinkünfte 
und einschlägigen Rechtsvorschriften der 
Union, die eine rechtsverbindliche 
Beziehung zu den Partnerländern 
begründen, die einschlägigen 
Schlussfolgerungen des Europäischen 
Rates und Schlussfolgerungen des Rates, 
die Gipfelerklärungen oder 
Schlussfolgerungen der hochrangigen 
Tagungen mit den Partnerländern, die 
einschlägigen Entschließungen des 
Europäischen Parlaments, Mitteilungen der 
Kommission und gemeinsamen 
Mitteilungen der Kommission und des 
Hohen Vertreters der Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. In ihren Beziehungen zu 
Drittländern fördert die Union weiter die 
internationalen Bemühungen im Hinblick 
auf ein multilaterales Übereinkommen 
über das Verbot des Handels mit Gütern, 
die zu Folterzwecken und zur 
Vollstreckung der Todesstrafe verwendet 
werden.
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Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 3 – Unterabsatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei den Beziehungen zu den 
Partnerländern wird deren Erfolgsbilanz 
bei der Umsetzung von Zusagen, 
internationalen Übereinkünften sowie der 
vertraglichen Beziehungen zur Union 
berücksichtigt.

Bei den Beziehungen zu den 
Partnerländern wird deren Erfolgsbilanz 
bei der Umsetzung von Zusagen, 
internationalen Übereinkünften und 
insbesondere des Übereinkommens von 
Paris sowie der vertraglichen Beziehungen 
zur Union – einschließlich Assoziierungs-, 
Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen sowie 
Handelsabkommen – berücksichtigt.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 4 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Im Einklang mit dem Grundsatz einer 
inklusiven Partnerschaft gewährleistet die 
Kommission, wo dies angebracht 
erscheint, dass wichtige Interessenträger 
der Partnerländer, einschließlich 
Organisationen der Zivilgesellschaft und 
lokaler Behörden, ordnungsgemäß 
konsultiert werden und rechtzeitig Zugang 
zu einschlägigen Informationen erhalten, 
damit sie bei der Konzeption und 
Umsetzung der Programme und dem sie 
begleitenden Überwachungsprozess 
sinnvoll mitwirken können.

Im Einklang mit dem Grundsatz einer 
inklusiven Partnerschaft stellt die 
Kommission sicher, dass wichtige 
Interessenträger der Partnerländer, 
einschließlich Organisationen der 
Zivilgesellschaft und lokaler Behörden, 
ordnungsgemäß konsultiert werden und 
rechtzeitig Zugang zu einschlägigen 
Informationen erhalten, damit sie bei der 
Konzeption und Umsetzung der 
Programme und dem sie begleitenden 
Überwachungsprozess sinnvoll mitwirken 
können.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 4 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Im Einklang mit dem Grundsatz der Im Einklang mit dem Grundsatz der 
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Eigenverantwortung nutzt die 
Kommission, wo dies angebracht 
erscheint, vorrangig die Systeme der 
Partnerländer für die Durchführung der 
Programme.

Eigenverantwortung nutzt die Kommission 
vorrangig die Systeme der Partnerländer 
für die Durchführung der Programme.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

8. Die Kommission unterrichtet das 
Europäische Parlament und führt mit 
diesem einen regelmäßigen 
Meinungsaustausch.

8. Auf eigene Initiative oder auf 
Ersuchen des Europäischen Parlaments 
legt die Kommission aussagekräftige 
Informationen und vollständige 
Mehrjahresplanungsdokumente, 
Aktionspläne und Maßnahmen vor und 
unterhält einen regelmäßigen 
Meinungsaustausch mit den zuständigen 
Ausschüssen des Europäischen 
Parlaments.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(a) der Bedarf der Partner, der anhand 
spezifischer Kriterien festgesetzt wird, 
unter Berücksichtigung von Bevölkerung, 
Armut, Ungleichheit, menschlicher 
Entwicklung, wirtschaftlicher und 
ökologischer Vulnerabilität sowie 
Resilienz von Staat und Gesellschaft;

(a) der Bedarf der Partner, der anhand 
spezifischer Kriterien festgesetzt und in 
ein Register, das vom Europäischen 
Parlament auf Verlangen eingesehen 
werden kann, aufgenommen wird, unter 
Berücksichtigung von Bevölkerung, 
Armut, Ungleichheit, menschlicher 
Entwicklung, der Lage der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, 
wirtschaftlicher und ökologischer 
Vulnerabilität sowie Resilienz von Staat 
und Gesellschaft;
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Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 11 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Bei der Zusammenarbeit mit 
Industrieländern liegt der Schwerpunkt auf 
der Förderung der Interessen der Union 
und der beiderseitigen Interessen.

4. Bei der Zusammenarbeit mit 
Industrieländern liegt der Schwerpunkt auf 
der Förderung der Interessen der Union 
und der beiderseitigen Interessen sowie der 
gemeinsamen Interessen und Werte und 
den gemeinsamen Zielen und der 
Verteidigung des Multilateralismus. Diese 
Zusammenarbeit basiert gegebenenfalls 
auf einem Dialog zwischen der Union, 
einschließlich des Europäischen 
Parlaments, und den Mitgliedstaaten, 
einschließlich der Zivilgesellschaft.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 3 – Buchstabe ca

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(ca) jedwede früheren multilateralen 
oder bilateralen Abkommen oder 
Verordnungen, an denen das betreffende 
Land und/oder die betreffende Region 
beteiligt ist, darunter die APS-
Verordnung, die Verordnung (EU) 
2017/821 des Europäischen Parlaments 
und des Rates, die Verordnung (EG) 
Nr. 1236/2005 des Rates und die 
künftigen Verordnungen über Güter mit 
doppeltem Verwendungszweck und die 
Einfuhr von Kulturgütern;
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Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 3 – Buchstabe cb

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(cb) alle zwischen der Union und ihren 
Nachbarländern geschlossenen 
multilateralen oder bilateralen 
Handelsabkommen, einschließlich der 
geschlossenen umfassenden und 
vertieften Freihandelsabkommen, sowie 
alle Handelspräferenzen, die die Union 
einem Partner gewährt;

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Mehrjahresrichtprogramme für 
geografische Programme werden – wenn 
für eine wirksame Umsetzung erforderlich 
– überprüft, insbesondere wenn sich der in 
Artikel 7 genannte Politikrahmen inhaltlich 
geändert hat oder wenn eine Krisen- oder 
Nachkrisensituation vorliegt.

3. Die Mehrjahresrichtprogramme für 
geografische Programme werden – wenn 
für eine wirksame Umsetzung 
erforderlich – nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments überprüft, 
insbesondere wenn sich der in Artikel 7 
genannte Politikrahmen inhaltlich geändert 
hat oder wenn eine Krisen- oder 
Nachkrisensituation vorliegt.

Änderungsantrag 30

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Mehrjahresrichtprogramme für 
thematische Programme werden – wenn für 
eine wirksame Umsetzung erforderlich – 
überprüft, insbesondere wenn sich der in 
Artikel 7 genannte Politikrahmen inhaltlich 
geändert hat.

4. Die Mehrjahresrichtprogramme für 
thematische Programme werden – wenn für 
eine wirksame Umsetzung erforderlich – 
nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments überprüft, insbesondere wenn 
sich der in Artikel 7 genannte 
Politikrahmen inhaltlich geändert hat.



PE629.557v05-00 24/33 AD\1176749DE.docx

DE

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 16 – Absatz 2 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(d) seine Partnerschaft mit der Union, 
einschließlich der für diese Partnerschaft 
angestrebten Ziele;

(d) seine Partnerschafts- und 
Assoziierungsabkommen und sonstigen 
Handels- und Investitionsbeziehungen mit 
der Union, einschließlich der für diese 
Partnerschaft angestrebten Ziele;

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 19 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Kommission nimmt 
Aktionspläne und Maßnahmen für ein oder 
mehrere Jahre an. Die Maßnahmen können 
in Form von Einzelmaßnahmen, 
Sondermaßnahmen, 
Unterstützungsmaßnahmen oder 
außerordentlichen Hilfsmaßnahmen 
durchgeführt werden. Bei den 
Aktionsplänen und Maßnahmen sind für 
jede darin vorgesehene spezifische 
Maßnahme die verfolgten Ziele, die 
erwarteten Ergebnisse und wichtigsten 
Tätigkeiten, die Arten des 
Haushaltsvollzugs, die Mittelausstattung 
und alle damit verbundenen 
Unterstützungsausgaben anzugeben.

1. Die Kommission nimmt in enger 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Parlament Aktionspläne und Maßnahmen 
für ein oder mehrere Jahre an. Die 
Maßnahmen können in Form von 
Einzelmaßnahmen, Sondermaßnahmen, 
Unterstützungsmaßnahmen oder 
außerordentlichen Hilfsmaßnahmen 
durchgeführt werden. Bei den 
Aktionsplänen und Maßnahmen sind für 
jede darin vorgesehene spezifische 
Maßnahme die verfolgten Ziele, die 
erwarteten Ergebnisse und wichtigsten 
Tätigkeiten, die Arten des 
Haushaltsvollzugs, die Mittelausstattung 
und alle damit verbundenen 
Unterstützungsausgaben anzugeben.

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 19 – Absatz 2 – Unterabsatz 3
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Im Falle unvorhergesehener Erfordernisse 
oder Umstände und in dem Falle, dass eine 
Finanzierung aus zweckmäßigeren Quellen 
nicht möglich ist, kann die Kommission 
Sondermaßnahmen beschließen, die in den 
Programmplanungsdokumenten nicht 
vorgesehen sind.

Im Falle unvorhergesehener Erfordernisse 
oder Umstände und in dem Falle, dass eine 
Finanzierung aus zweckmäßigeren Quellen 
nicht möglich ist, kann die Kommission in 
enger Zusammenarbeit mit dem 
Europäischen Parlament 
Sondermaßnahmen beschließen, die in den 
Programmplanungsdokumenten nicht 
vorgesehen sind.

Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 26 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der Zweck des EFSD+ als integriertes 
Finanzpaket, über das 
Finanzierungsmöglichkeiten gemäß den in 
Artikel 23 Absatz 1 Buchstaben a, e, f und 
g vorgesehenen Haushaltsvollzugsarten 
bereitgestellt werden, besteht in der 
Unterstützung von Investitionen und der 
Verbesserung des Zugangs zu 
Finanzmitteln, um eine nachhaltige und 
inklusive wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung sowie die sozioökonomische 
Resilienz in den Partnerländern unter 
besonderer Berücksichtigung folgender 
Aspekte gemäß den einschlägigen 
indikativen 
Programmplanungsdokumenten zu fördern: 
Beseitigung der Armut, nachhaltiges und 
inklusives Wachstum, Schaffung 
menschenwürdiger Arbeitsplätze, 
wirtschaftliche Chancen, Kompetenzen 
und unternehmerische Initiative, 
sozioökonomische Sektoren, 
Kleinstunternehmen und kleine und 
mittlere Unternehmen sowie spezifische 
sozioökonomische Ursachen der 
irregulären Migration. Besondere 
Aufmerksamkeit gilt Ländern, die von 
einer fragilen Situation oder einem 

Der Zweck des EFSD+ als integriertes 
Finanzpaket, über das 
Finanzierungsmöglichkeiten gemäß den in 
Artikel 23 Absatz 1 Buchstaben a, e, f und 
g vorgesehenen Haushaltsvollzugsarten 
bereitgestellt werden, besteht in der 
Unterstützung von Investitionen und der 
Verbesserung des Zugangs zu 
Finanzmitteln, um eine nachhaltige und 
inklusive wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung sowie die sozioökonomische 
Resilienz in den Partnerländern unter 
besonderer Berücksichtigung folgender 
Aspekte gemäß den einschlägigen 
indikativen 
Programmplanungsdokumenten zu fördern: 
Beseitigung der Armut, nachhaltiges und 
inklusives Wachstum, Schaffung 
menschenwürdiger Arbeitsplätze und 
wirtschaftlicher Chancen insbesondere für 
Frauen und junge Menschen, 
Kompetenzen und unternehmerische 
Initiative, sozioökonomische Sektoren, 
Kleinstunternehmen und kleine und 
mittlere Unternehmen sowie spezifische 
sozioökonomische Ursachen der 
irregulären Migration. Besondere 
Aufmerksamkeit gilt Ländern, die von 
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Konflikt betroffen sind, den am wenigsten 
entwickelten Ländern und den 
hochverschuldeten armen Ländern.

einer fragilen Situation oder einem 
Konflikt betroffen sind, den am wenigsten 
entwickelten Ländern und den 
hochverschuldeten armen Ländern.

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 32 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In dieser Zwischenevaluierung wird auch 
das Funktionieren der vereinfachten und 
gestrafften Architektur der europäischen 
Finanzierungsinstrumente vor dem 
Hintergrund der Ziele der zugrunde 
liegenden Politik der Union und der 
Grundsätze der Transparenz, 
Rechenschaftspflicht, Effizienz, Kohärenz 
und Flexibilität der EU-Mittel für 
auswärtiges Handeln bewertet.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 32 – Absatz 2 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Im abschließenden Evaluierungsbericht 
werden auch die Effizienz, der Mehrwert, 
die Vereinfachungsmöglichkeiten, die 
interne und die externe Kohärenz sowie die 
weitere Relevanz der Ziele dieser 
Verordnung berücksichtigt.

Im abschließenden Evaluierungsbericht 
werden auch die Effizienz, der Mehrwert, 
das Funktionieren der vereinfachten und 
gestrafften Architektur, die interne und die 
externe Kohärenz sowie die weitere 
Relevanz der Ziele dieser Verordnung 
berücksichtigt.

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Buchstabe A – Absatz 4 – Buchstabe j

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(j) Eindämmung der Entwaldung und (j) Stopp der Entwaldung und 
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Förderung von Rechtsdurchsetzung, 
Politikgestaltung und Handel im 
Forstsektor (FLEGT) sowie Bekämpfung 
des illegalen Holzeinschlags, des Handels 
mit illegal geschlagenem Holz und daraus 
hergestellten Erzeugnissen.

Förderung von Rechtsdurchsetzung, 
Politikgestaltung und Handel im 
Forstsektor (FLEGT) sowie Bekämpfung 
des illegalen Holzeinschlags, des Handels 
mit illegal geschlagenem Holz und daraus 
hergestellten Erzeugnissen. Unterstützung 
bei der Verhandlung und der Umsetzung 
freiwilliger Partnerschaftsabkommen.

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Buchstabe A – Absatz 5 – Buchstabe f a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(fa) Förderung und Stärkung des 
Multilateralismus, der nachhaltigen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit, der 
internationalen Handels- und 
Investitionsbeziehungen sowie der Regeln 
und Grundsätze der 
Welthandelsorganisation.

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Buchstabe A – Absatz 5 – Buchstabe n

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(n) Unterstützung der Agenda für 
regionale Integration und einer optimalen 
Handelspolitik sowie Unterstützung der 
Konsolidierung und Umsetzung von 
Handelsabkommen zwischen der EU und 
ihren Partnern.

(n) Unterstützung der Agenda für 
regionale Integration und einer optimalen 
Handelspolitik zur Förderung einer 
inklusiven und nachhaltigen Entwicklung 
sowie Unterstützung der Konsolidierung 
und Umsetzung von Handelsabkommen 
zwischen der EU und ihren Partnern.
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Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang II – Buchstabe A – Absatz 5 – Buchstabe s

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(s) Förderung eines fairen, 
nachhaltigen und von Marktverzerrungen 
unbeeinträchtigten Zugangs zu den 
mineralgewinnenden Sektoren.

(s) Sicherstellung, dass der Zugang zu 
den mineralgewinnenden Sektoren fair 
und nachhaltig ist.

Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Abschnitt 1 – Spiegelstrich 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Verringerung der Nutzung 
natürlicher Ressourcen zur Finanzierung 
von Konflikten, Unterstützung für die 
Einhaltung von Initiativen wie dem 
Zertifikationssystem des Kimberley-
Prozesses durch die Interessenträger und 
Einbeziehung von Initiativen im 
Zusammenhang mit der [EU-Verordnung 
über Konfliktminerale], insbesondere 
bezüglich der Einführung wirksamer 
innerstaatlicher Kontrollen der 
Erzeugung von und des Handels mit 
natürlichen Ressourcen.

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Abschnitt 1 – Spiegelstrich 4 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Beitrag zu den Bemühungen der 
Union um ein internationales Verbot des 
Handels mit Gütern, die zu Folterzwecken 
und zur Vollstreckung der Todesstrafe 
verwendet werden.
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Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Abschnitt 1 – Spiegelstrich 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Förderung eines wirksamen 
Multilateralismus und strategischer 
Partnerschaften, Beitrag zur Stärkung der 
Kapazitäten internationaler, regionaler und 
nationaler Strukturen durch Förderung und 
Schutz der Menschenrechte, der 
Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit. 
Strategische Partnerschaften werden stark 
ausgebaut, wobei dem Amt des Hohen 
Kommissars für Menschenrechte 
(OHCHR), dem Internationalen 
Strafgerichtshof (IStGH) und den 
einschlägigen regionalen und nationalen 
Menschenrechtsmechanismen besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen ist. Darüber 
hinaus werden im Rahmen des 
Programms Bildung und Forschung im 
Bereich Menschenrechte und Demokratie 
gefördert, unter anderem über das 
Netzwerk „Global Campus“ für 
Menschenrechte und Demokratie.

– Förderung eines wirksamen 
Multilateralismus und strategischer 
Partnerschaften, Beitrag zur Stärkung der 
Kapazitäten internationaler, regionaler und 
nationaler Strukturen sowie Stärkung 
lokaler Akteure durch Förderung und 
Schutz der Menschenrechte, der 
Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit. 
Die Partnerschaften für Menschenrechte 
legen den Schwerpunkt auf die Stärkung 
der nationalen und internationalen 
Menschenrechtsarchitektur einschließlich 
der Unterstützung des Multilateralismus, 
da die Unabhängigkeit und Wirksamkeit 
des Amts des Hohen Kommissars für 
Menschenrechte (OHCHR), des 
Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) 
und der einschlägigen regionalen und 
nationalen Menschenrechtsmechanismen 
von entscheidender Bedeutung sind. Die 
Unterstützung von Bildung und Forschung 
im Bereich Menschenrechte und 
Demokratie wird fortgesetzt, unter 
anderem durch Unterstützung des 
Netzwerks „Global Campus“ für 
Menschenrechte und Demokratie.

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Abschnitt 1 – Spiegelstrich 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– Unterstützung der Modernisierung 
der WTO im Hinblick auf mehr 
Wirksamkeit und Legitimität.
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Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Abschnitt 4 – Buchstabe A – Absatz 5 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) Beitrag zur globalen Agenda für 
menschenwürdige Arbeit, insbesondere im 
Rahmen der globalen 
Wertschöpfungsketten, und Verbesserung 
des Wissens über wirksame 
beschäftigungspolitische Maßnahmen, die 
dem Bedarf des Arbeitsmarktes 
entsprechen, einschließlich der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung und des 
lebenslangen Lernens.

(b) Beitrag zur globalen Agenda für 
menschenwürdige Arbeit, insbesondere 
globalen Wertschöpfungsketten, und 
Verbesserung des Wissens über wirksame 
beschäftigungspolitische Maßnahmen, die 
dem Bedarf des Arbeitsmarktes 
entsprechen, einschließlich der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung und des 
lebenslangen Lernens.

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Abschnitt 4 – Buchstabe C – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(b) Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für Unternehmen und 
des Investitionsklimas durch Unterstützung 
eines verstärkten Dialogs zwischen 
öffentlichem und privatem Sektor und 
Aufbau von Kapazitäten von 
Kleinstunternehmen und kleinen und 
mittleren Unternehmen.

(b) Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für Unternehmen und 
des Investitionsklimas durch Unterstützung 
eines verstärkten Dialogs zwischen 
öffentlichem und privatem Sektor und 
Aufbau von Kapazitäten von 
Kleinstunternehmen und kleinen und 
mittleren Unternehmen, einschließlich 
deren Internationalisierung.

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang III – Abschnitt 4 – Buchstabe C – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(c) Unterstützung der Handelspolitik 
und der Handelsabkommen der Union 
sowie ihrer Umsetzung; Verbesserung des 
Zugangs zu Märkten von Partnerländern 

(c) Unterstützung der Umsetzung der 
handelspolitischen Instrumente und der 
Handelsabkommen der Union mit dem Ziel 
einer Verbesserung der nachhaltigen 
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und Förderung von Handels-, 
Investitions- und Geschäftsmöglichkeiten 
für Unternehmen aus der Union — bei 
gleichzeitiger Beseitigung von 
Marktzugangs- und 
Investitionshindernissen.

Entwicklung, der wirtschaftlichen 
Diversifizierung und des Zugangs zum 
Unionsmarkt, sowie Verfolgung des Ziels 
eines erleichterten Zugangs zu 
klimafreundlichen Technologien und 
geistigem Eigentum.
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Eleonora Forenza, Karoline Graswander-Hainz, Christophe Hansen, 
Heidi Hautala, Yannick Jadot, France Jamet, Jude Kirton-Darling, 
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Jasenko Selimovic, Mihai Ţurcanu, Anna Záborská
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